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gen Modells von Wachstum gerät die Welt
in eine Sackgasse. Die Menschheit muss
von Quantität auf Qualität umschalten.
Wer dann beim Aufbau einer ökologi-
schen Infrastruktur führend ist, wird den
nächsten Wirtschaftszyklus entscheidend
prägen. Er wird Innovationskraft gewin-
nen und auf den Weltmärkten große Stär-
ke erzielen. Das ist allerdings nicht mit
wenigen Teilkorrekturen zu erreichen.
Vielmehr geht es um vier große Reform-
bereiche, die für eine friedliche und gute
Zukunft entscheidend sein werden:

Erstens: die Neudefinition des techni-
schen Fortschritts, die Innovationen auf
die Naturverträglichkeit und die Scho-
nung der natürlichen Lebensgrundlagen
legt.

Zweitens: eine Wirtschafts- und Un-
ternehmensverfassung, die eine sozial-
ökologische Marktwirtschaft zulässt und

nicht länger von der totalen Dominanz
der Ökonomie ausgeht. 

Drittens: eine gerechte Verteilung der
Lasten und Kosten des ökologischen
Umbaus – innerhalb der Gesellschaft, in-
ternational und zwischen den Genera-
tionen. 

Und viertens ein kulturelles Verständnis
von Freiheit und Verantwortungen, das
den Begrenzungen der Erde und der End-
lichkeit des Naturkapitals gerecht wird.

Kurz: Die Politik ist gefordert, ein
neues Denken und Handeln zu verwirk-
lichen.

Michael Müller (*1948)
MDB, ist seit 2005 Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit.
michael.mueller@bundestag.de

Anna Leipprand und Camilla Bausch

Europäische Klimapolitik –
Erfolgsgeschichte oder Mogelpackung?

Welche Bedeutung haben die aktuellen klimapolitischen Aktivitäten und Initiativen
Europas? Erfüllt Europa den eigenen Anspruch einer Führungsrolle im weltweiten
Klimaschutz? Handelt es sich bei der Europäischen Klimapolitik der vergangenen Mo-
nate um eine wirkliche Erfolgsstory – oder nur um eine gut vermarktete Täuschung
der Öffentlichkeit? Im Folgenden beleuchten Anna Leipprand und Camilla Bausch
einige Meilensteine der internationalen und Europäischen Klimapolitik vor dem Hin-
tergrund dieser Fragestellungen.

In der Wissenschaft besteht heute kaum
noch ein Zweifel daran, dass die Mensch-
heit durch die Emission von Treibhaus-
gasen (THG) die Erwärmung des globalen
Klimas mitverursacht. Auch über die Fol-
gen dieser Klimaänderung sind immer
differenziertere Informationen verfügbar
(vgl. Intergovernmental Panel on Climate
Change, IPCC, 2007). Extreme Wetterlagen
werden an Häufigkeit und Intensität zu-

nehmen – die Hitzewellen, Dürreperio-
den, Waldbrände und Flutkatastrophen
der vergangenen Monate und Jahre ver-
mitteln eine Vorstellung davon, was aller
Wahrscheinlichkeit nach auf uns zu-
kommt. Die Folgen des Klimawandels er-
schweren eine weltweite nachhaltige Ent-
wicklung: sie verursachen hohe Kosten,
sie betreffen die ärmsten Länder in be-
sonderer Weise, sie gefährden den Erhalt
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der natürlichen Lebensgrundlagen, und
sie können zu Verteilungskonflikten und
zu politischer Destabilisierung führen
(vgl. z.B. Wissenschaftlicher Beirat Globale
Umweltveränderungen der Bundesregie-
rung. 2007). Nicht umsonst ist der Klima-
wandel mittlerweile auch in die Agenda
des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen aufgenommen worden. Es ist klar:
Wir stehen vor einem gewaltigen Problem
und müssen schleunigst handeln.

Die Europäische Gemeinschaft und
einzelne europäische Länder haben sich
früh für den internationalen Klimaschutz
eingesetzt und von Anfang an eine füh-
rende Rolle bei der Entwicklung eines
internationalen Klimaregimes eingenom-
men. Auf Drängen Europas hin haben
sich die Industrieländer mit dem Kyoto-
Protokoll auf bindende Ziele für die Re-
duzierung von THG-Emissionen eingelas-
sen, und diplomatische Bemühungen der
EU haben dazu beigetragen, dass das Pro-
tokoll durch Russland ratifiziert wurde,
so dass es im Februar 2005 endlich in
Kraft treten konnte. Die EU hat darüber
hinaus als erste Staatengruppe dieser
Größe bereits 2005 einen Handel für THG-
Emissionen eingeführt. Damit wurde
schon drei Jahre vor Beginn des inter-
nationalen Emissionshandels im Jahr
2008 eine »Probephase« in Europa durch-
geführt und ein Markt für Emissions-Zer-
tifikate geschaffen. Dennoch besteht kein
Grund zur Beruhigung: Zum einen rei-
chen die vereinbarten Ziele nicht im Ent-
ferntesten aus, um die globale Erwär-
mung einzudämmen; zum anderen regelt
das Kyoto-Protokoll konkrete Minderun-
gen von THG-Emissionen nur bis 2012.
Wie soll es danach weitergehen? Wie
kann der weltweite Ausstoß rechtzeitig
und in ausreichendem Umfang gesenkt
werden? 

Selbst mit den besten Absichten ist es
nicht einfach, Antworten auf diese Fragen
zu finden. Der Kyoto-Ansatz zur Stabi-
lisierung des Weltklimas trifft auf große

Widerstände. Der offizielle Ausstieg der
USA aus dem Prozess im Jahr 2001 er-
schwert seitdem auch die Einbindung der
Entwicklungsländer, da diese – mit Recht
– erwarten, dass die Industrieländer als
Hauptverantwortliche für den Ausstoß
von Schadstoffen in den vergangenen
Jahrzehnten beim Klimaschutz vorange-
hen. Der wachsende Anteil bestimmter
Entwicklungsländer wie etwa China am
weltweiten Schadstoffausstoß macht je-
doch deutlich, dass nur eine gemeinsame
Anstrengung erfolgreichen Klimaschutz
ermöglichen kann.

Der G8-Gipfel verbessert die Bedingungen
für internationale Verhandlungen
Spätestens mit dem G8-Gipfel in Heiligen-
damm im Juni diesen Jahres rückte der
Klimaschutz ins Zentrum der Aufmerk-
samkeit. Zusammen mit Großbritannien,
Frankreich und Italien bemühte sich die
deutsche Präsidentschaft, mindestens ei-
nes von zwei europäischen Kernzielen in
der Gipfelerklärung zu verankern: die Be-
grenzung der globalen Erwärmung auf
2 °C gegenüber vorindustriellen Werten,
und die Halbierung der THG-Emissionen
bis 2050 im Vergleich zum Basisjahr 1990.
Dies ist nur zum Teil gelungen. Das Ziel
zur Begrenzung der globalen Erwärmung
taucht in der Gipfelerklärung gar nicht
auf, und in Bezug auf die Reduktion von
Emissionen lautet die zentrale Formulie-
rung, dass die G8 »die Entscheidung der
Europäischen Union, Kanadas und Japans,
die zumindest eine Halbierung der globalen
Emissionen bis 2050 beinhaltet, ernsthaft
prüfen werden«.

Diese Formulierung im G8-Dokument
wird unterschiedlich bewertet. Ange-
sichts der Dringlichkeit der Probleme er-
scheint die Versicherung einer »Prüfung«
anstelle einer konkreten Handlungszu-
sage unbefriedigend. Entsprechend hart
war die Kritik von Teilen der Zivilge-
sellschaft. Andererseits ist es unter politi-
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schen Gesichtspunkten ein Erfolg, dass
die USA zur Unterzeichnung eines Doku-
mentes bewogen werden konnten, das die
Halbierung der Emissionen bis 2050 zu-
mindest erwähnt. Darüber hinaus enthält
die Gipfelerklärung weitere Punkte, für
die eine Unterstützung durch die USA bis
vor kurzem undenkbar gewesen wäre.
Zum Beispiel erkennen die G8 in ihrer
Erklärung die Erkenntnisse des jüngsten
Klimaberichtes des IPCC an und äußern
sich besorgt darüber; sie erklären, dass
international verbindliche Reduktionszie-
le vereinbart werden sollen; sie bekennen
sich zu einer Fortführung des internatio-
nalen Klimaschutzprozesses unter dem
Dach der Vereinten Nationen (VN) und
geben dafür sogar einen Zeitrahmen vor:
Bis 2009 soll eine globale Übereinkunft er-
zielt werden.

Gespräche der G8 mit den Regierungs-
chefs von Brasilien, China, Indien, Mexi-
ko und Südafrika (sog. G8+5) verliefen da-

gegen beim Thema des internationalen
Klimaschutzes weitgehend ergebnislos.
Dennoch ist es sehr wahrscheinlich, dass
der G8-Gipfel die Voraussetzungen für
weitere Verhandlungen im Rahmen des
internationalen Klimaschutzprozesses
verbessert hat. Das Bekenntnis auch der
USA zum VN-Prozess ist dabei ebenso
wichtig wie die Aufnahme eines vertieften
Dialogs mit wichtigen Entwicklungslän-
dern. Beides sind wesentliche Vorausset-
zungen, um die Pattsituation in den inter-
nationalen Verhandlungen aufzulösen
und die entscheidenden Emittenten zu
quantifizierten Beiträgen im Rahmen ei-
nes umfassenden zukunftsgerichteten Re-
gimes zu bewegen. Die nächste Vertrags-
staatenkonferenz des Kyoto-Protokolls
und der Klimarahmenkonvention findet
im Dezember diesen Jahres auf Bali statt.
Wenn – wie von den G8 offiziell angestrebt
– bis 2009 ein neues VN-Abkommen ausge-
handelt werden soll, müssen auf Bali der
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Zeitplan und die inhaltlichen Rahmenbe-
dingungen abgesteckt werden. Zumindest
die G8 können kaum von den beschlosse-
nen Zielvorgaben abweichen.

Das Energie- und Klimapaket
sendet wichtige Signale 
Die wohl wichtigste aktuelle Etappe der
Europäischen Klimapolitik stellt das so-
genannte »Energie- und Klimapaket« dar,
das beim Frühjahrsgipfel 2007 von den
Staats- und Regierungschefs der Euro-
päischen Union verabschiedet wurde. Es
ist insofern wegweisend, als es die ener-
gie- und die klimapolitischen Debatten
und Prozesse erstmalig explizit miteinan-
der verbindet und den engen Zusammen-
hang zwischen beiden hervorhebt. Ent-
sprechend enthalten die Beschlüsse so-
wohl quantitative Zielvorgaben für die
Reduktion von THG-Emissionen als auch
für die Steigerung der Energieeffizienz
und den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien. Die EU verspricht, ihre Emissionen
bis 2020 um 20 % gegenüber 1990 zu sen-
ken – unabhängig vom Ausgang der inter-
nationalen Verhandlungen. Für den Fall,
dass ein globales Übereinkommen erzielt
wird, das vergleichbare Emissionsminde-
rungen für entwickelte Länder und we-
sentliche Beiträge der Entwicklungslän-
der vorsieht, erklärt sich Europa bereit,
dieses Ziel auf eine Minderung um bis zu
30 % zu verschärfen. Um die Reduktions-
ziele zu erreichen, soll unter anderem die
Energieeffizienz bis 2020 soweit erhöht
werden, dass erneuerbare Energien 20 %
des gesamten Energieverbrauchs der
Gemeinschaft liefern. Dies stellt gleich-
zeitig auch einen Beitrag zur europäi-
schen Energiesicherheit dar.

Die Beschlüsse des Frühjahrsgipfels
senden ein starkes Signal auch nach
außen: Europa ist bereit zu handeln, not-
falls auch im Alleingang. Dass sich die 27
Mitgliedstaaten der EU hierauf einigen
konnten, kann als wesentlicher politi-

scher Erfolg bewertet werden. Dennoch
wurde nach dem Gipfel kritisiert, dass
diese eigenständige Verpflichtung nicht
höher gesteckt wurde, denn die EU selbst
geht davon aus, dass eine Reduktion der
Emissionen der Industrieländer um 20 %
nicht genug sein wird, um die globale Er-
wärmung auf die geforderten 2 °C zu be-
grenzen. Allerdings ist es aus Gründen
der Verhandlungstaktik nachvollziehbar,
die Beteiligung anderer Länder an der Lö-
sung eines gemeinsamen Problems zur
Bedingung für ein stärkeres Eigenenga-
gement zu machen und damit den For-
derungen einen besonderen Nachdruck
zu verleihen.

Die Umsetzung der Ziele stellt die
größte Herausforderung dar
In den internationalen Klimaverhandlun-
gen und in ihren eigenen strategischen
Dokumenten hat sich die EU klar positio-
niert. Für die Glaubwürdigkeit Europas
wird aber letztendlich entscheidend sein,
ob es gelingt, die selbst gesetzten Ziele
tatsächlich zu erreichen und die Emissio-
nen substanziell zu reduzieren. Tatsäch-
lich ist die Bilanz der Klimaschutzbemü-
hungen der Europäischen Union bisher
zwiespältig. Im Jahr 2004 lagen die ge-
samten THG-Emissionen der EU-15 nach
Angaben der Kommission um lediglich
0,9 % unter denen des Basisjahres 1990.
Damit wird sie ihr Kyoto-Ziel von –8 %
kaum aus eigener Kraft erreichen können.
Um die Verpflichtungen zu erfüllen, wer-
den die Mitgliedstaaten Emissionsreduk-
tionen etwa aus Projekten in Entwick-
lungs- und Schwellenländern anrechnen
lassen müssen. 

Dabei hat Europa bereits eine Reihe
von Maßnahmen zum Klimaschutz auf
den Weg gebracht: das Europäische Kli-
maschutzprogramm (ECCP) erarbeitet un-
ter Einbindung relevanter Akteure Maß-
nahmen in den verschiedensten Berei-
chen der Klimapolitik. Als Ergebnisse
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wurden z.B. Richtlinien zur Energieeffi-
zienz von Gebäuden, zu erneuerbaren
Energien und zum Emissionshandel ver-
abschiedet. 

Der Europäische Emissionshandel
startete im Jahr 2005. Seine Einrichtung
bedeutete angesichts fehlender Daten-
grundlagen und hohem Zeitdruck eine
erhebliche Kraftanstrengung und galt zu-
nächst als ein großer politischer Erfolg.
Allerdings ist es in dieser »Testphase«
noch nicht gelungen, das handelbare Gut
»Emissionszertifikate« ausreichend zu
verknappen – als die Überallokation of-
fensichtlich wurde, kam es zu einem dra-
matischen Preisverfall. Bisher hat der
Emissionshandel weder nennenswerte
Erfolge in Bezug auf die Reduzierung des
Schadstoffausstoßes durch anspruchs-
volle Mengenbegrenzungen (Caps) erzielt,
noch spürbare Impulse für eine Restruk-
turierung des Energiesektors gegeben. 

Für eine abschließende Beurteilung
dieses Instruments ist es noch zu früh –
die zweite Runde läuft gerade an. Diese
muss ein Erfolg werden, soll der Emis-
sionshandel an Fahrt gewinnen, Investi-
tionsanreize setzen, als Beispiel für ande-
re Länder gelten und die Gesamtkosten
für die notwendigen Emissionsminderun-
gen verringern. Entsprechend hat die Eu-
ropäische Kommission erheblichen Druck
auf die Mitgliedstaaten ausgeübt, die na-
tionalen Caps zu verschärfen. Erfolge
spiegeln sich in den Preisen der Zertifi-
kate für die zweite Handelsperiode 2008-
2012 wider, die wesentlich über jenen der
laufenden Periode liegen.

Wenn die EU ihre ehrgeizigen Klima-
schutzziele erreichen will, muss sie dafür
sorgen, dass diese in die gesamte EU-Po-
litik integriert werden – andernfalls wer-
den Bemühungen an einer Stelle durch
kontraproduktive Entwicklungen an an-
derer Stelle zunichte gemacht. Zum Bei-
spiel muss die Verwendung Europäischer
Fördermittel auf Klimatauglichkeit über-
prüft werden. Eine aktuelle Studie von

CEE BANKWATCH NETWORK und FRIENDS OF

THE EARTH EUROPE zeigt, dass der geplante
Einsatz der Struktur- und Kohäsions-
fondsmittel in den zehn neuen Mitglied-
staaten in eklatantem Widerspruch zu den
Klimazielen der EU steht, und dass insbe-
sondere die neuen Mitgliedstaaten auf
dem besten Weg sind, sich durch einseitig
ausgerichtete Investitionen – etwa in Au-
tobahnen und fossile Kraftwerke – die
Möglichkeiten für eine emissionsarme
Strukturentwicklung zu »verbauen«. 

Rahmenbedingungen
Bei der Bewertung der Europäischen Kli-
mapolitik sind die Rahmenbedingungen
zu berücksichtigen. Auf der internationa-
len Ebene ist die EU ein Akteur unter vie-
len; ambitionierte diplomatische Bemü-
hungen und politische Erfolge sollten ho-
noriert werden, selbst wenn sie nur kleine
Fortschritte für den Klimaschutz bringen.
Hier haben europäische Staaten im Rah-
men der G8-Verhandlungen großes Enga-
gement gezeigt. Bleiben die Auswirkun-
gen unbefriedigend, so kann die EU nur
bezüglich ihrer eigenen Maßnahmen zum
Klimaschutz verantwortlich gemacht wer-
den. Angesichts der konkreten Zielvorga-
ben des Energie- und Klimapakets ist zu
hoffen – und darauf zu drängen – dass
Europa auch auf der Ebene konkreter
Schritte seine Glaubwürdigkeit und seine
Vorreiterrolle bestätigt und ausbaut.
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